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Wirtschaftliche Interessen wichtiger als Naturschutz
Regierungspräsidium Gießen erteilt Genehmigung ohne Umweltverträglichkeitsprüfung
-von Burkhard Westerweg-

ELZ. Die kommerziellen In-
teressen des Investors hö-
her bewertet als den Min-
destabstand zur bebauten
Ortslage, trotz Rotmilan
und Kranichzug keine Um-
weltverträglichkeitsprü-
fung, den sofortigen Voll-
zug angeordnet, um den
Betreiber vor Verzögerun-
gen und finanziellen Schä-
den durch Klagen zu be-
wahren. Der Bewilligungs-
bescheid für den Wind-
park am Elzer Berg wirft
ein bezeichnendes Licht
auf die Genehmigungs-
praxis des Gießener Re-
gierungspräsidiums (RP).

„Wenn man das Ge-
samtpaket sieht, hätten die
Dinger nicht gebaut wer-
den dürfen“, verweist Ham-
bachs Ortsbürgermeister
Peter Sehr auf Abstände,
Lärmimmission, Land-
schaftsbild, Kulturdenkmä-
ler, Nähe zum Lahntal, Fau-
na und Wälder.
Am 6. August 2014 hat-
te die Abteilung Umwelt
des RP Gießen dem An-
trag vom Juli 2013 statt-
gegeben und der Ener-
trag Windfeld Elzer Berg
GmbH & Co. KG aus
Schenkenberg den Bau
und Betrieb von sechs
Windkraftanlagen vom Typ
Nordex N 117 nach dem
Bundes-Immissions-
schutzgesetz für 29 Jah-
re genehmigt. Gesamt-
höhe 199 Meter, Leis-
tung 2,4 Megawatt.
Die sofortige Vollziehung
des Bescheides wurde an-
geordnet, 30 000 Quad-
ratmeter Wald durften ge-
rodet werden, davon
20 000 Quadratmeter dau-
erhaft. Hinterlegt werden
musste eine unbefristete
Sicherheit in Höhe von
843 600 € (140 600 € je An-
lage). Für die Beein-
trächtigung des Land-

schaftsbildes war ein Er-
satzgeld von 40 124,39 €
zu zahlen, die gerodeten
Waldflächen mussten mit
einer Walderhaltungsab-
gabe in Höhe von
22 191,40 € ausgeglichen
werden. Die Nutz-, Schutz-
, Klimaschutz- und Er-
holungsfunktion gingen
„dauerhaft verloren“.
Der Rhein-Lahn-Kreis, die
Verbandsgemeinde Diez
und die Gemeinde Ham-
bach wurden – anders als
vom Elzer Ortsbürgermeis-
ter Horst Kaiser und Pla-
ner Klaus Müller darge-
stellt – am Genehmi-
gungsverfahren nicht be-
teiligt. Der Westerwald-
kreis durfte hinsichtlich der
immissionsschutz- und na-
turschutzrechtlichen Be-
lange Stellung nehmen, die
Verbandsgemeinde Mon-
tabaur wurde informiert.

Keine Auswirkungen
auf Flora und Fauna
Nach Prüfung der vom An-
tragsteller vorgelegten Gut-
achten und Beteiligung der
betroffenen Fachbehörden
(meist im Haus) war die
Umwelt-Abteilung des Re-
gierungspräsidiums zu dem
Ergebnis gekommen, „dass
durch das Vorhaben der
Enertrag Windfeld Elzer
Berg keine erheblichen
nachteiligen Auswirkun-
gen auf Schutzgüter zu er-
warten sind“. Die Durch-
führung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung wurde
daher „nicht für notwen-
dig erachtet“. Gemäß der
Stellungnahmen der Obe-
ren Landesplanungsbe-
hörde bestanden gemäß
des Regionalplans Mit-
telhessen einschließlich des
zugehörigen Umweltbe-
richts als Grundlage der
Beurteilung „aus raum-
ordnerischer und regio-
nalplanerischer Sicht ins-
gesamt keine Bedenken
gegen das Vorhaben“.

Der Planansatz gibt vor,
dass ein Vorranggebiet für
Forstwirtschaft zur Siche-
rung der Waldfunktionen
dauerhaft bewaldet blei-
ben muss und raumbe-
deutsame Eingriffe ab fünf
Hektar Fläche zu unter-
lassen sind. Bei etwa zwei
Hektar dauerhafte Ro-
dungsfläche bestanden aus
regionalplanerischer Sicht
keine Bedenken gegen
sechs Windräder. Der ein-
gehaltene Abstand von
mindestens 500 Metern
zum Vorranggebiet für Na-
tur und Landschaft nord-
westlich des Projektge-
biets galt aus raumord-
nerischer Sicht als aus-
reichend, Bedenken ge-
gen eine Beeinträchti-
gung des benachbarten
FFH-Gebietes wurden nicht
erhoben. Auch als Vor-
behaltsgebiet für beson-
dere Klimafunktionen stand
der Elzer Berg der ge-

planten Windkraft-Nutzung
nicht entgegen. Die Obe-
re Naturschutzbehörde er-
wartete keine erheblichen
Beeinträchtigungen und
sah eine Verträglichkeits-
prüfung als nicht not-
wendig an.
Der landesplanerisch ein-
geforderte Mindestab-
stand zu Bundesauto-
bahn und ICE-Strecke (vier
Windräder liegen dazwi-
schen) entspricht den Vor-
schriften, der Abstand zu
den Siedlungsflächen wird
aber ausschließlich von den
WEA-Standorten 3 bis 6
eingehalten. Die Windrä-
der 1 und 2 liegen in-
nerhalb des Mindestab-
stands zu den angren-
zenden Ortslagen jenseits
der Landesgrenze in
Rheinland-Pfalz. Dazu heißt
es im Bewilligungsbe-
scheid: „Unter Berück-
sichtigung abwägungser-
heblicher Aspekte (vom

Antragsteller vorgetragen)
kann im vorliegenden Fall
davon ausgegangen wer-
den, dass ihr Interesse
an der Nutzung der Flä-
che als Standort für die
Windenergieanlagen E 1
und E 2 schwerer wiegt
als die Verfestigung des
in Aufstellung befindli-
chen Zieles des Teilre-
gionalplanes Energie Mit-
telhessen.“
Das heißt: Die zweite Än-
derungsverordnung
schreibt als Ziel die Ein-
haltung eines Mindest-
abstands zu bestehenden
/ geplanten Siedlungs-
gebieten von 1000 Meter
und zu bestehenden / ge-
planten Autobahnen so-
wie überwiegend dem
Fernverkehr dienenden
Schienenwegen von 150
Meter vor.
Obwohl die Rechtspre-
chung im Sinne eines
Rücksichtnahmegebots

nachteilige Auswirkungen
als öffentlichen Belang an-
erkennt und dabei auf Be-
lastungen psychischer Art
– wie die erdrückende oder
erschlagende Wirkung von
Gebäuden auf Nachbar-
grundstücke – verweist,
liegt für den RP keine op-
tisch bedrängende Wir-
kung durch die Wind-
kraftanlagen vor. Die Ab-
stände zur bestehenden
Wohnbebauung betragen
bei allen Anlagen mehr
als das Dreifache der An-
lagengesamthöhe, ver-
weist die Behörde auf
höchstrichterliche Ent-
scheidungen, nach der in
der Regel nicht von ei-
ner optischen Bedrän-
gung auszugehen ist.

Wirtschaftliche
Interessen schützen
Mit dem Hinweis, dass die
Prüfung des Antrags durch
die Genehmigungsbehör-

de und die eingeholten Stel-
lungnahmen keine Be-
einträchtigungen durch die
betreffenden Anlagen er-
geben haben, leitet der
RP zum besonderen In-
teresse an einer soforti-
gen Vollziehung und zeit-
nahen Errichtung der An-
lagen über.
„Eine Verzögerung der Voll-
ziehung – insbesondere
durch mögliche Rechts-
behelfe Dritter – wäre mit er-
heblichen wirtschaftlichen
Nachteilen verbunden.
Durch die aufschiebende
Wirkung einer Klage be-
steht die Gefahr, dass die In-
betriebnahme des Wind-
parks auf unbestimmte Zeit
nicht erfolgen kann. Ver-
zögerungen bei der In-
betriebnahme können zu fi-
nanziellen Nachteilen auf-
grund verminderter Ein-

speisevergütungen führen.
Durch eine solche ver-
spätete Inbetriebnahme
würde ein wirtschaftlicher
Betrieb der Anlagen zu-
mindest gefährdet. Im Er-
gebnis ist daher festzu-
stellen, dass das Voll-
zugsinteresse der Antrag-
stellerin die möglichen
Suspensivinteressen po-
tentieller Kläger überwiegt
und zudem ein öffentli-
ches Interesse an der An-
ordnung der sofortigen
Vollziehung dieses Be-
scheides besteht“, so das
Regierungspräsidium. Nach
dem ersten vollen Be-
triebsjahr aber nicht be-
sonders guten Windjahr lag
nach Angaben von Orts-
bürgermeister Horst Kai-
ser die Ausbeute bei (de-
fizitären) 82,5 % der er-
warteten Strommenge.

Sogar vom Steinbruch in Hahnstätten aus sind die Windräder am Elzer Berg gut zu erkennen. Trotz unterschritte-
nem Mindestabstand ging das Regierungspräsidium in Gießen von keiner Beeinträchtigung für die unmittelbar an-
grenzenden Ortschaften aus. Foto: Kahl Keine Gefahr für Vögel

Zu vier im Umfeld er-
fassten Brutplätzen des
Rotmilans heißt es: „Die
WEA sind alle in einem
Waldgebiet geplant wor-
den, das sich wenig als
Fortpflanzungs- und
Nahrungshabitat eignet.
Durch den Bau der An-
lagen werden Lichtun-
gen bzw. Freiflächen ge-
schaffen, die dann als
Jagdgebiet attraktiv wer-
den. Um dieses zu ver-
meiden ist es vorgese-
hen, temporär in An-
spruch genommene Flä-
chen zeitnah aufzufors-
ten.
Schotterflächen bleiben
grobkörnig geschottert.
Hiervon profitieren auf
Kleinsäuger spezialisier-
te Greifvögel und Fle-
dermäuse. Dem Ergeb-
nis des vorliegenden avi-
faunistischen Gutach-
tens, dass bezüglich des
Rotmilans keine Beein-

trächtigung zu erwarten
ist, kann gefolgt werden.
Dem Zugkorridor der
Kraniche begegnet die
Behörde: „Die Anlagen
werden in großen Höhen
überflogen. Es bestehen
Ausweichmöglichkeiten,
da sich in der näheren
Umgebung keine grö-
ßeren Hindernisse be-
finden. Hinzu kommt,
dass die Anlagen nahe-
zu parallel zur Zugrich-
tung angeordnet sind, so
dass keine große Bar-
rierewirkung zu erwarten
ist. Fledermäuse wurden
im Eingriffsbereich am
häufigsten, jedoch nicht
in herausragenden Dich-
ten festgestellt. Anhand
der Untersuchungser-
gebnisse lässt sich fest-
stellen, dass ein Ab-
schaltalgorithmus mit
begleitendem Höhen-
monitoring nicht instal-
liert werden muss.

Ehemalige Synagoge wieder offen
Neueröffnung nach Restaurierung ist am Sonntag / Gäste aus Übersee erwartet

SCHUPBACH. 1858 ent-
schied die damalige jüdi-
sche Gemeinde in Schup-
bach, eine neue Synagoge
zu bauen. 1938 am Jom
Kippur Tag wurde dort der
letzte Gottesdienst gefei-
ert, 2018 wird das Gebäu-
de als ehemalige Synago-
ge eröffnet und steht da-
mit der Allgemeinheit zur
Verfügung.

Die jüdische Gemeinde
Schupbach ist Geschichte,
sie hat sich nach dem letzten
Gottesdienst 1938 aufgelöst.
Einigen Frauen, Männern
und Kindern gelang die
Flucht, andere wurden von
den Nationalsozialisten er-
mordet. Bis 1938 war die
Gemeinde schon sehr ge-
schrumpft, ihre Blütezeit mit
bis zu 180 Mitgliedern hatte
sie längst hinter sich. Mit
dem Abschluss der Arbeiten
steht das Gebäude in der
Schupbacher Mittelstraße,
unweit von Brunnenplatz
und Kirche gelegen, der All-
gemeinheit zur Verfügung.

NS-Zeit überstanden
Als Synagoge diente es der
früheren jüdischen Gemein-
de zum Gebet und zur Zu-
sammenkunft. Unter der
Decke, die einen nächtlichen
Sternenhimmel darstellt, ka-
men Menschen aus den
umliegenden Orten zusam-
men, denn die Gemeinde
umfasste neben Schupbach
noch Obertiefenbach und
Heckholzhausen, zeitweise
wohnten auch Mitglieder in
Wirbelau und Gaudernbach.

Das Gebäude wurde als Sy-
nagoge gebaut, was kei-
neswegs selbstverständlich
war. In den Dörfern war es
durchaus üblich, Wohnhäu-
ser, Schmieden oder ähnli-
ches als Synagogen zu nut-
zen.
Vermutlich war dies bei der
ersten Synagoge der Fall, die
am gleichen Standort stand.
Sie war jedoch baufällig und
zu klein, so dass die Ge-
meinde sich zu einem Neu-
bau entschloss. Die NS-Zeit
hat sie deshalb schadlos
überstanden, weil sie vor der
so genannten Reichskris-
tallnacht von der jüdischen
Gemeinde verkauft worden
war. Der Besitzerwechsel
hatte bauliche Veränderun-
gen an der Fassade zur Fol-
ge, die durchgehenden

Fenster wurden unterbro-
chen, und der Betsaal diente
der benachbarten Bäckerei
als Lagerraum.

Förderverein wird aktiv
Seit dem Jahr 2012 ist das
Gebäude in Besitz der Ge-
meinde. Der zwei Jahre zu-
vor gegründete Förderverein
Ehemalige Synagoge hatte
den Kauf initiiert. Die Res-
taurierung war dringend ge-
boten, um das unter Denk-
malschutz stehende Ge-
bäude zu erhalten. Aus der
aufwändigen Deckenkonst-
ruktion, einer Kuppeldecke,
hatten sich die ersten Putz-
teile gelöst, die Decke drohte
ihre Spannung zu verlieren
und auf den Boden zu stür-
zen.
Selbst Hand anlegen war für

die rund 50 Mitglieder des
Vereins erst einmal nicht
möglich, die Sicherung und
Restaurierung blieb Aufgabe
von Fachleuten.
Die Restaurierung ist nur mit
finanzieller Unterstützung zu
stemmen gewesen. Nach
Angaben von Kassierer
Gerd Klausnitzer haben ne-
ben dem Landesamt für
Denkmalpflege (90 000 €)
noch der Bund aus einem
Sonderprogramm (60 000 €)
und die Deutsche Stiftung
Denkmalschutz (30 000 €)
das Projekt mit erheblichen
finanziellen Mitteln unter-
stützt. Die Gemeinde erwarb
nicht nur das Gebäude, son-
dern half dem Verein auch
mit einer Förderung in Höhe
von 15 % der zu erwartenden
Investitionskosten.

„Unsere finanzielle Hand-
lungsfähigkeit wurde nicht
zuletzt durch unsere Ster-
nenpatenaktion und durch
verschiedene Zuwendungen
von Einzelspendern ermög-
licht“, führt der Kassierer
weiter aus. Die Sternenpaten
übernehmen symbolisch die
Patenschaft für einen Stern,
der sich an der Kuppeldecke
befindet. Ein Einsatz in Höhe
von mindestens 500 € ist
dabei von den Spendern
notwendig.
Besuch von Nachkommen
„Schon während der Phase
der Restaurierung bekamen
wir Besuch aus Australien.
Dort leben Nachkommen
der Familie Strauß, die vor
der Flucht in Obertiefenbach
lebte“, erzählt Johannes
Laubach. Die Nachkommen
werden mit einer großen
Delegation, bestehend aus
drei Generationen, an der
Feier zur Wiederöffnung
teilnehmen. Darüber hinaus
haben sich Nachkommen
der Familie Schwarz, die ur-
sprünglich in Heckholzhau-
sen beheimatet war, ange-
sagt. Die Nachkommen le-
ben heute in Kanada und in
Florida/USA.
Die offizielle Feier beginnt
am Sonntag, 8. April, um 11
Uhr im Bürgerhaus und steht
allen Interessierten offen. Am
Nachmittag öffnet die ehe-
malige Synagoge ihre Tür
und lädt in der Zeit von 15 bis
18 Uhr zu einem Besuch ein.
Die Mittelstraße wird vor der
Synagoge an diesem Nach-
mittag für den Fahrzeugver-
kehr gesperrt.

Wie ein nächtlicher Himmel spannt sich die Kuppeldecke mit den Sternen über den
Betraum der ehemaligen Synagoge.
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RABATT
am 08. April

von 13–18 Uhr
* Gültig nur im Dehner Markt Limburg und nur am
08. April 2018. Ausgenommen Tiere, Bücher &

Zeitschriften, Gutscheine. Nicht mit
anderen Rabatten kombinierbar.

SONNTAG
WIRD ZUM DEHNERTAG
AM 08. APRIL IN LIMBURG

dehner.de

GARTEN UND ZOO

Großer Blumen- und Pflanzenverkauf
Nur Verkauf von gesetzlich zugelassenen Artikeln und Sortimenten. Kein Verkauf von
Gartengeräten, Gartenmöbeln, Grills und Zooartikeln.

dehner.de

